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Arm trotz Arbeit?

Deutschland ist ein wohlhabendes Land. Deshalb versteht
es sich von selbst, dass wir davon ausgehen, dass jeder 
der Hunger hat, essen und wer Durst hat, trinken soll.
Aber ist das so? Selbstverständlich kann jede/r von seinem
Einkommen leben, reicht eine Rente zum würdigen Leben
im Alter, nach 40 Berufsjahren, haben Kinder aus ärmeren
Verhältnissen die gleichen Chancen im Bildungssystem?
Wir sind doch in Deutschland. Da gibt es doch ein soziales
System, da gibt es keine Ungerechtigkeiten? Mitnichten.

Die Armut in Deutschland wächst. Auch unter den Berufs -
tätigen. Laut Bericht der Bundesregierung sind mehr 
als 15 Prozent der Bevölkerung in Armut oder an der
Armuts grenze. Über 12 Millionen Menschen, darunter
mehr als 2,5 Millionen Kinder. Betroffen sind viele prekär
Beschäf tig te. Vor der Einführung des gesetzlichen
Mindest lohnes war klar, dass 5–7 Millionen Menschen
weniger als 8,50 Euro brutto pro Stunde verdienten.
Auch mit dem Mindestlohn können die Betroffenen keine
 großen Sprünge machen. Sie bekommen in Vollzeit 
1462 Euro brutto. Sie bleiben arm.

Armut ist ein Makel in unserer Gesellschaft, bedeutet
Stress auf allen Kanälen: geringes Einkommen, unsichere
Wohnverhältnisse, soziale Ausgrenzung. Vor allem für
betroffene Kinder. Das Armutsrisiko bei Alleinerziehenden
liegt bei 43 Prozent. Das ist dramatisch. Der Sozialabbau
der letzten zehn Jahre hat dazu beigetragen, dass
Millionen von Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer von
Armut erfasst und auf staatliche Unterstützung ange -
wiesen sind. Damit finanzieren die Steuerzahler Geschäfts -
modelle mit, die darauf angelegt sind, möglichst geringe
„Lohnstück kosten“ zu haben. Der Mensch im Mittelpunkt.
Längst nicht mehr. Das muss sich ändern.

Wir müssen mehr denn je für die Werte kämpfen, die
unsere Gesellschaft braucht. Vollzeitbeschäftigung! Ver -
nünftige und faire Arbeitsbedingungen! Die Abschaf fung
der sachgrundlosen Befristungsmöglichkeiten, die Weiter -
entwicklung des gesetzlichen Mindestlohnes und den
Kampf um ein steigendes Rentenniveau! Selbst verständ -
lich! Wir – das ist ver.di. Denn: Mehr ist fair! W
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SCHWERPUNKT:  PREKÄRE  ARBE IT

Es profitieren wieder nur die Besitzenden: Denn wer keine
Eigentumswohnung, kein Eigenheim kaufen kann, bleibt immer
Mieter. Und wird brav jeden morgen aufstehen und buckeln, weil
er auf jeden Cent seines ohnehin zu geringen Einkommens ange-
wiesen ist. So sehen gute Arbeitnehmer/innen aus.

Nur dumm, dass irgendwann der Tag kommt, an dem wir die
geforderte Arbeitsleistung nicht mehr erbringen können. Dass
man uns „freisetzt“ – frei von Arbeit und frei von Einkommen. Die
unabweisbare Folge sind Armut und Altersarmut. Denn entweder
wurden nur minimale (Minijob) oder möglicherweise gar keine
(Solo-Selbständige und Werkvertragsnehmer) Rentenbeiträge ge -
zahlt.

Wer zahlt dann die Beträge für die Aufstockung der Rente aufs
Existenzminimum? Ach ja, das macht dann der Steuerzahler. Aber
nicht aus Unternehmenssteuern, denn die haben sich ja längst
steuerfrei gerechnet, sondern aus den Erträgen der Ein kommens -
steuer. Der Betriebswirt nennt das eine Win-win-Situation. Es ge -
winnt immer – das Unternehmen.

Was können wir tun? Tun wir das, was Generationen vor uns
auch getan haben und was sich bewährt hat: Solidarisieren wir
uns. Tun wir uns zusammen. Kämpfen wir für unsere Interessen.
Zwingen wir die Politik, unsere Position zu vertreten gegen die
Einflüsterungen der mächtigen Wirtschaftslobbyisten. Erheben wir
unsere Stimme, fordern wir unsere Rechte ein. Denn wir haben ein
Recht auf Arbeit. Und die dazu gehörende soziale Sicherheit. Und
eine ordentliche Entlohnung, von der wir leben, mit der wir unsere
Zukunft bauen können. W

Solidarisiert Euch!

VON BERND LOHRUM

Prekäre Arbeitsverhältnisse – also Minijobs, Dauerbefristungen,
oft auch Leiharbeits ver häl tnisse, Scheinselbständigkeit, Werk -

verträge – haben in manchen Bereichen und vielen Regio nen dem
„Normalarbeitsverhältnis“ längst den Rang abgelaufen. Über 21
Prozent der deutschen Arbeitnehmer/innen gehen einer so genann-
ten atypischen Beschäftigung nach. Ein unbefristetes Arbeits ver -
hältnis in Vollzeit mit tariflicher Be zahlung ist für junge Men schen
fast unbekannt. Nur zur Verdeutlichung: In Berlin arbeiten 40 Pro -
zent der Berufstätigen in Teilzeit, im Minijob, befristet oder mit
Werk vertrag. Oft genug kennen sie so weder Kündi gungs schutz
noch bezahlten Urlaub. Sie arbeiten für Stundenlöhne um oder
unter dem gesetzlichen Mindestlohn. Sie beu ten sich aus und
haben dennoch keine Perspektive. Die Lebensplanung muss war-
ten, bis sich vielleicht einmal ein reguläres Arbeits ver hältnis findet.

Zwar ist Berlin mit seiner großen Gründerszene ein Extrem.
Doch ähnliche Entwicklungen verfolgen wir überall in unserem
Land. Eine zentrale Folge ist die Entsolidarisierung der Gesellschaft
und der Arbeitnehmerschaft. Immer weniger Menschen sind be -
reit, sich über die eigenen Interessen hinaus für die Interessen ihrer
Kolleg/innen einzusetzen. Fürchten sie doch, ihr eigenes be schei -
denes Einkommen zu verlieren, wenn der Arbeitgeber von Ge -
werkschaftsmitgliedschaft oder Betriebsratsgründung hört.

Es profitiert, wie so oft, nur die Arbeitgeberseite und bekommt
dafür noch tatkräftige Unterstützung von der Politik. Ein Ge setz -
entwurf, der die schlimmsten Auswüchse kappen sollte, wird von
Teilen der Regierungskoalition blockiert; er gehe weit über die
Vereinbarungen des Koalitionsvertrages hinaus.

Dabei hätte dieser Gesetzentwurf aus dem Bundes arbeits -
ministerium nur einen (kleinen) Teil der Probleme angefasst: Leih -
arbeitnehmer/innen hätten in nicht tarifgebundenen Unter neh -
men nur noch höchstens 18 Monate eingesetzt werden können.
Und nach 9 Monaten hätte die Bezahlung der Leih arbeit neh -
mer/in nen dem Verdienst der Stammbelegschaft gleichgestellt
werden müssen. Für den Wirtschaftsflügel der CDU eine unmögli-
che Vorstellung, zumal Leiharbeitnehmer/innen auch nicht mehr
als Streikbrecher hätten eingesetzt werden dürfen. Und zuletzt
hätte der Arbeitgeber, der Entleiher, den Betriebsrat des Unter -
nehmens über die Zahl der Werkvertragsnehmer/innen und deren
rechtliche Grundlage informieren müssen.

Diese Regelungen liegen nun auf Eis. Und es ist zu befürchten,
dass eine Überarbeitung des Gesetzentwurfs zu einem ähnlichen
Flickenteppich von Ausnahmen führen könnte, wie das beim Min -
destlohngesetz geschehen ist.
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Das Normalarbeitsverhältnis ist auf dem Rückzug. Bereits über 

zwanzig Prozent der Beschäftigten haben einen nicht regulären Job. 

Über die Folgen...
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beit nehmer/innen, um Zahlen über Beschäftigtenverhältnisse zu
dokumentieren. Mittlerweile macht der DGB dies seit dem Jahr
2007. Im aktuellen Sonderbericht der DGB-Jugend wurden beson-
ders die Arbeitsverhältnisse junger Menschen unter die Lupe ge -
nommen. Atypisch bedeutet, dass man ein geringes Entgelt, einen
befristeten Arbeitsvertrag hat oder nur in Teilzeit beziehungsweise
über Zeitarbeit oder Arbeitnehmerüberlassung beruflich tätig ist.
Die Betrachtungsweise einer atypischen Beschäftigung basiert auf
der Definition des Statistischen Bundesamtes, welches die folgen-
den Merkmale festgelegt hat: Befristung des Beschäfti gungs ver -
hältnisses, Teilzeitbeschäftigung mit 20 oder weniger Stunden, Zeit-
bzw. Leiharbeitsverhältnis oder geringfügige Beschäftigung (meist
als Minijob deklariert).

Beim näheren Hinsehen stellt man schnell fest, dass die größte
Altersklasse in diesem Zusammenhang die Unter-25-Jährigen sind.
In dieser Generation ist fast die Hälfte (46,4 Prozent) prekär be -
schäftigt – davon sind 29 Prozent befristet angestellt und rund 9
Prozent von Zeitarbeit/Leiharbeit (9,4 Prozent) betroffen. Und das
bei einem Standardeinkommen im Durchschnitt von 1.491 Euro
(brutto). 

Die DGB-Jugend hat sich aber nicht nur die Unter-25-Jährigen
angeschaut. Bei den Unter-35-Jährigen sind es immerhin noch
knapp 30 Prozent (27,8 Prozent), die einer atypischen Be schäf -
tigung nachgehen. 

Darüber hinaus schaut sich die Gewerkschaftsjugend in der
aktuellen Auswertung auch weitere kritische Aspekte an wie: zur
Arbeit gehen, obwohl man sich richtig krank fühlt, geleistete (un -
bezahlte) Überstunden oder auch das Gefühl eines ungerechten
Lohns. Das Ergebnis hier: Über 50 Prozent der Unter-25-Jährigen
gehen zur Arbeit, auch wenn sie sich richtig krank fühlen. Der
Grund hierfür liegt laut 85,6 Prozent der Befragten in der Ar beits -
hetze. Während einige krank zur Arbeit gehen, um den Um fang 
zu schaffen, machen 60,9 Prozent regelmäßig Überstunden. Im
Durch schnitt sind das 4,1 Stunden Mehrarbeit pro Woche. Meist ist
diese Zeit unbezahlt oder vertraglich so vereinbart, dass eine gewis-
se Anzahl an Mehrarbeit bereits mit dem monatlichen Entgelt ab -
gegolten ist. Eine besondere Zahl in dieser Auswertung ist die der
jungen Beschäftigten, die mehr als 10 Überstunden pro Woche (3,2
Prozent) und über 15 Stunden (6,5 Prozent!) leisten. 

Zu guter Letzt schauen wir uns die Bewertung derer an, die
ihren Lohn in sehr hohem Maß (8 Prozent) oder hohem Maß (39
Prozent) als angemessen empfinden. Zusammen sind das zwar
„nur“ 47 Prozent, aber dennoch ein kleiner Lichtblick in der aktu-
ellen Sonderauswertung der Gewerkschaftsjugend. W

VON ANTON MÜLLER

Flexibel sollen sie sein und möglichst nicht aufmucken. Am
besten für wenig Geld arbeiten, denn sie können ja noch bei

den Eltern wohnen, damit haben sie logischerweise weniger Fix -
kosten und sie haben schließlich ja auch noch nicht so viel Er fah -
rungen. Mama und Papa verdienen doch super gut und warum
sollten weniger Erfahrene auch gutes Geld verdienen?! So ist das
Bild, welches sich ergeben könnte, wenn man sich die aktuellen
Zahlen des DGB-Index „Gute Arbeit“ ansieht. Aber ist das, was
junge Menschen wirklich wollen? Nein, sicherlich nicht. Nur sieht
leider so die Realität aus. Junge Arbeitnehmer/innen wünschen sich
eine planbare Zukunft und ein zum Leben ausreichendes Ein -
kommen. Und an dieser Stelle sei noch mal darauf hingewiesen,
dass die ohnehin niedrige gesetzliche Lohnuntergrenze nicht für
Unter-18-Jährige gilt.

Der Dachverband der Gewerkschaften macht unter verschiede-
nen Gesichtspunkten immer wieder eine Umfrage unter den Ar -

Die heutige Arbeitswelt der jungen Beschäftigten ist wesentlich

von atypischer Beschäftigung geprägt

Immer verfügbar
und kostenschonend
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Laut Haufe-Report 2014 lag der Frauenanteil bei den Kern -
erwerbstätigen bei 46 Prozent, bei den atypischen Be schäf tigungs -
verhältnissen jedoch bei 70 Prozent. Ebenso wird hier ge sagt, dass
32 Prozent der atypisch Beschäftigten einen Minijob haben. Der
weibliche Anteil liegt hiervon bei 78 Prozent. Immerhin: Seit Ein -
führung des Mindestlohns gehen Minijobs zu Gunsten von sozial-
versicherungspflichtigen Beschäftigungen vor allem im Osten zu -
rück.

Ein Beispiel mit prekären Arbeitsverhältnissen aus unserem Or -
ga  ni sationsbereich ist das Friseurhandwerk mit einem Frauen anteil
von 93 Prozent laut Wikipedia (Stand 2010). Die Friseurbranche ist
geprägt von kleinen und Kleinstbetrieben mit weniger als zehn Mit -
arbeiter/innen, die laut GWS-Friseur-Kos metik report 8/2015 rund
97 Prozent aller Friseur- und Kosmetik salons stellen und gut drei
Viertel des Umsatzes erwirtschaften. Der monatliche Grundlohn im
Friseurhandwerk lag 2015 bei 1.368 bis 1.583 Euro für Ge sell/in -
nen, der Tariflohn für Topkräfte bei 1444 bis 1982 Euro (teilweise
plus Umsatzbeteiligung bzw. sonstiger Zu lagen).

Auch in der Touristik liegt der Frauenanteil bei über 70 Prozent.
Hier gibt es gerade im Reisebürobereich viele Beschäftigte, die
deut lich unter 2000 Euro monatlich verdienen.

Des Weiteren sind oft Solo-Selbstständige als prekär Beschäf -
tigte zu sehen. Liegt ein Auftrag vor, so ist im Honorar die Vor-
und Nach  bereitungszeit enthalten. Davon müsse die Sozial versiche -
rung und Alters ver sorgung sowie Zeiten ohne Aufträge finanziert
werden. Die Belastung, neben der Arbeit neue Aufträge zu gene-
rieren, kommt hinzu.

Die Folgen prekärer Beschäftigung sind vielfältig: Der Arbeits-
und Gesundheitsschutz weist etwa zahlreiche Defizite auf. Viele
Instrumente des Arbeits- und Gesundheitsschutzes greifen über-
wiegend für die Stammbelegschaften, nicht jedoch für die an den
„Rändern“ Beschäftigten. Daraus können gesundheitliche Prob -
leme entstehen, die die Lebensarbeitszeit noch verkürzen und die
Gefahr einer Benachteiligung im Alter und beim Beziehen des
Mindestrentensatzes noch erhöhen.

Altersarmut? Gerade für Frauen wird dies als Folge prekärer
Arbeits verhältnisse mehr und mehr zum gesellschaftlichen Prob -
lem. Im September 2016 plant unser Fachbereich eine mehrtägige
Konferenz zum Thema Rentenniveau.

Wer sich in Wort und Bild zum Thema prekäre Arbeit informie-
ren möchte, dem sei die Wanderausstellung „Prekäres Leben –
Prekäre Arbeit – Prekäre Zukunft“ empfohlen (ver.di Hessen). W

VON ANNEMARIE DINSE UND HOLGER SCHMIDT

Leiharbeit, Solo-Selbstständigkeit, Scheinselbstständigkeit, befri-
stete Arbeitsverhältnisse, Minijobs, Scheinpraktika, Teilzeitjobs –

bei fast 40 Prozent der Arbeitsverhältnisse in Deutschland (Stand
2014, WSI) handelt es sich nicht mehr um normale Arbeits verhält -
nisse, sondern um atypische Jobs.

Viele Jobs sind unsicher und/oder niedrig bezahlt; das Risiko,
erneut arbeitslos zu werden, ist groß, Phasen der Beschäftigung
und Nichtbeschäftigung wechseln einander ab. Oft fehlt die Ab -
sicherung durch die Sozialversicherung, es gelten nur geringe ar -
beits rechtliche Schutzrechte. Das trifft häufig auch in großen Unter -
nehmen auf die so genannten Randbelegschaften zu.

In 2014 hat insbesondere die Anzahl der Beschäftigten in der
Leiharbeit und in Teilzeit zugenommen. Atypische Arbeit ist am
stärksten in westdeutschen Flächenländern verbreitet und gerade
Frauen im Westen sind deutlich häufiger atypisch beschäftigt als im
Osten (niedrigste Quote: Thüringen). Gründe hierfür sind nach wie
vor traditionelle Rollenbilder gerade auf dem Land und fehlende
Möglichkeiten von Kinder betreu ung. Kindererziehung und -betreu-
ung ist immer noch Frauensache. Angebote zur Kinderbetreuung
gibt es gerade in Westdeutschland immer noch nicht flächen -
deckend und ganztags.

2014 lag der Frauenanteil bei den Kernerwerbstätigen bei 46 Prozent,

bei den atypischen Beschäftigungsverhältnissen jedoch bei 70 Prozent

Das Prekariat
ist weiblich

SCHWERPUNKT:  PREKÄRE  ARBE IT
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der Berechnung der Altersrente fehlen werden? Weiter geht es mit
dem Einsatz im Betrieb: Minijobbern wird häufig geradezu extreme
Flexibilität in der Gestaltung der Arbeitszeiten abverlangt, noch da -
zu bei oft kurzfristiger Einsatzplanung. Heute Arbeit von 9 bis
10.30 Uhr, morgen dann von 16 Uhr bis 18 Uhr. Unbezahlte Mehr -
arbeit wird auch gerne erwartet.

Richtig prekär wird es dann in der Zeitarbeit. Was ursprünglich
dafür gedacht war, Auftragsspitzen abzufangen, dient in vielen
Branchen heute nur noch dem Lohndumping. Equal Pay, also glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit, würde für viele Entleiher nämlich in
der Realität höhere Kosten als für die Stammbelegschaft bedeu-
ten: Denn bei Equal Pay bekäme nicht nur der Zeitarbeiter das glei-
che Gehalt wie sein fest angestellter Kollege, auch das Zeitarbeits -
unter nehmen will ja noch Geld verdienen. 

Kein Wunder also, dass wirtschaftsnahe Kreise der Bundes -
regierung selbst kleine Ver ände rungen wie den Gesetz entwurf
zur Reform von Leiharbeit und Werkverträgen bereits im Ansatz zu
verhindern suchen. Hinzu kommt: Verliert das Zeitarbeitsunter -
nehmen den Auftrag des Entleihers, ist in der Regel auch der Job
für den Leih arbeit nehmer weg – oder gleich das ganze Zeitarbeits -
unternehmen pleite.

Die logische Fortsetzung dieser Spirale (wir erinnern uns: Für die
Firmen gingen die Gewinne daraus nach oben) ist die Vergabe von
Aufträgen an Werkvertragsnehmer/innen. Diese Arbeiten sind zeit-
lich begrenzt oder stehen nicht im Zusammenhang mit dem Kern -
geschäft des Betriebes. Was also ursprünglich dafür gedacht war,
unternehmensfremde Arbeiten wie Werbung oder die Pflege der
Außenanlagen an darauf spezialisierte Unternehmen zu vergeben,
wird zunehmend dadurch missbraucht, dass ganze Produk tions -
schritte im Unternehmen an Werkvertrags nehmer/in nen vergeben
werden.

Doch die Produktionsschritte sind die Kernkompetenzen eines
Unternehmens. Sie erfolgen stets in zeitlichem Zusammenhang mit
dem Auftrag und in den Räumen des Auftraggebers. Werden sol-
che Tätigkeiten also an Werkvertragsnehmer/innen vergeben, spre-
chen wir von Scheinwerkverträgen. Das Gefährliche daran: Werk -
vertragsnehmer/innen steht es frei, ihrerseits Aufgaben wiederum
an Untervertragsnehmer/innen zu vergeben, das Ganze in fast be -
liebiger Verschachtelung. Am Ende steht dann möglicherweise ein
Solo-Selbständiger, der zu einem Bruchteil des Lohns und ohne jede
soziale Absicherung die Arbeit eines Stamm be schäf tigten ersetzt.
Die Kette kennen wir ja schon: Der Auftraggeber will Kos ten spa-
ren, ebenso jedes weitere Glied in der Kette.

So stellen wir fest: Geht für den Einen die Spirale nach oben,
geht sie für den Anderen nach unten. Und der Andere, das sind 
wir. W

VON BERND LOHRUM

Gute Perspektiven hat derzeit die Wirtschaft. Denn mit den
Werkzeugen „Minijobs“, „Zeitarbeit“ und „Werkverträgen“

hat sie Möglichkeiten gefunden, das klassische Arbeitsverhältnis in
weiten Bereichen zu ersetzen. Das tut sie natürlich, „um wettbe-
werbsfähiger zu werden“ und „im harten Konkurrenzkampf zu
bestehen“. Mitnahmeeffekt ist dabei gerne eine höhere Flexi bilität
im Personaleinsatz. Aus Sicht der Wirtschaft dreht sich die Spirale
also nach oben.

Das Personal, die „human resources“, sind immer noch Men -
schen. Menschen, deren Existenz davon abhängt, dass sie auch
morgen noch einer bezahlten Arbeit nachgehen können. Wie steht
es nun um die berechtigten Interessen dieser Menschen, die in so
genannten atypischen Arbeitsverhältnissen stehen? Welchen sozia-
len Schutz haben sie denn überhaupt noch?

Hier müssen wir die verschiedenen Arbeitsformen unterschei-
den. Am besten geschützt ist bei den atypischen Jobs das klassische
Teilzeitarbeitsverhältnis. Dafür gelten die regulären Tarifverträge mit
ihren Rahmen- und Entlohnungsbedingungen. Auch der Kündi -
gungsschutz entspricht dem der Vollzeitarbeitskraft. Und der hof-
fentlich vorhandene Betriebsrat hat die üblichen Mitbestimmungs -
rechte.

Weniger gut gesichert sind Arbeitnehmer/innen im Rahmen
eines Minijobs. Das beginnt damit, dass viel zu oft die Wahl mög -
lich keit genutzt wird, keine regulären Beiträge in die Sozial versiche -
rung einzuzahlen. Wer denkt schon daran, dass diese Beiträge bei

Prekäre Arbeitsverhältnisse nutzen den Arbeitgebern und

schaden den Arbeitnehmer/innen

Der Andere, das sind wir

SCHWERPUNKT:  PREKÄRE  ARBE IT
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„Eine
Katastrophe“

die besonderen: 1993 waren noch 4,4 Millionen Arbeitneh -
mer/in nen atypisch beschäftigt – 2013 bereits 7,6 Millionen. Das
ist ein Anstieg um mehr als 70 Prozent. Sie sind befristet oder
geringfügig, in Zeitarbeit oder Teilzeit mit 20 oder weniger
Wochenstunden beschäftigt. Das geht aus Zahlen des Bundes -
arbeitsministeriums hervor. Wurde hier ein Arbeitsmarkt auf dem
Rücken der Schwachen saniert?

Ute Kittel: Jedenfalls haben die Arbeitsmarktreformen unter
dem Logo „Agenda 2010“ nachhaltige Wirkung: Wir steuern in
millionenfache Altersarmut. Zu den 7,6 Millionen prekär Beschäf -
tigten kommen noch mehrere Millionen, die trotz Vollzeitarbeit
eine Rente erreichen werden, die noch nicht einmal das Grund -
sicherungsniveau erreichen wird. Das ist eine Katastrophe.

Der Fachbereich Besondere Dienstleistungen organisiert einige
Branchen mit schwierigen Arbeitsbedingungen – die Be -
wachung, das Friseurhandwerk, die Callcenter. Inwiefern sind
unsere Branchen von dieser Entwicklung besonders betroffen?

Natürlich sind diese und alle anderen Branchen, die um die 8,50
pro Stunde brutto bezahlen, betroffen. Machen wir uns nichts
vor. Wer in Vollzeit, also bei 40 Stunden pro Woche rund 1462
Euro brutto verdient, ist weiterhin arm. Nach Abzügen von
Steuern und Sozialversicherungsabgaben, Miete, Mobilität und
Handy bleiben bei einem Single in Berlin etwa 12 bis 14 Euro
zum Leben pro Tag: Für Essen, Trinken, Kleidung, Hygiene, Kino,
gesellschaftliche Teilhabe. Die Kolleginnen und Kollegen stehen
den ganzen Monat unter Strom, wie sie ihre Rechnungen
 be  zahlen, den Kindern oder Enkelkindern mal ein Ostergeschenk
kaufen können und so weiter.

Was ist deine Strategie, hier gegenanzuarbeiten?

Das private Bewachungsgewerbe ist zwischenzeitlich flächende-
ckend höher als der gesetzliche Mindestlohn tarifiert, da gibt es
eine breite Entwicklung in Sachen Arbeitsbedingungen. Im
Friseurhandwerk gibt es viele Ländertarife und seit 2013 auch
einen für Ost/West einheitlichen tariflichen Mindestlohn (8,50
Euro), der mit dem Zentralverband des deutschen Friseurhand -
werkes weiterentwickelt werden soll. Hier ist es seit 2013 ge -
lungen, die Gehälter binnen zwei Jahren um bis zu 100 Prozent
anzuheben. Bei Callcentern ist das Niveau in der Regel der
gesetzliche Mindestlohn. Mit einem Branchenprimus, walter-
 services, sind wir in Tarifverhandlungen. Es gab und gibt also mit

ver.di eine Verbesserung der Arbeitsbedingungen. Wir sind
jedoch erst am Anfang und längst nicht am Ziel. Noch besser
wird es, wenn es uns gelingt, mehr Mitglieder in diesen Bran -
chen und Unternehmen zu organisieren. Letztlich können wir
dann mehr durchsetzen. Getreu dem Motto: Mehr von uns ist
gut für alle.

Kann die gewerkschaftliche Antwort in jeder Branche die gleiche
sein, um prekäre Arbeit zurückzudrängen oder muss es hier
unterschiedliche Wege geben?

Die Forderung muss für alle mindestens sein, dass man würdig
leben kann und nicht trotz Arbeit arm bleibt. Für die Durch -
setzung unserer Interessen werden wir alte und neue Wege
gehen müssen. In personenbezogenen Bereichen wie der
Personenkontrolle helfen Aktionen und Streiks, wenn es am
Verhandlungstisch kein vernünftiges Ergebnis gibt. In stark
 technisch geprägten Arbeitsumgebungen wie Callcentern muss
man auch mal einen Angriff auf die Technik in Erwägung
 ziehen, wie zum Beispiel durch E-Mail-Bombing.

Was empfiehlst du einem prekären Arbeitnehmer, um seine
 individuelle Situation zu verbessern?

Erstens: Mitglied werden. ver.di kämpft für bessere Arbeits- und
Lebensbedingungen, allerdings brauchen wir auch eine Legiti -
mation. Solange in manchen Branchen nur 10, 15 Prozent der
Beschäftigten organisiert sind, werden wir weniger durchsetzen
können, als den Branchen zuzumuten wäre. Am Ende müssen
wir in den Betrieben, gemeinsam mit den Mitgliedern unsere
Interessen durchsetzen.
     Zweitens: Bei den politischen Wahlen Einfluss nehmen und
wählen gehen. Dabei ist es wichtig, nicht aus Protest gegenüber
der Bundesregierung Parteien wie die AfD in die Parlamente zu
heben, die unter anderem für die Abschaffung des Arbeits losen -
geldes und die Pflichtversicherung in der Arbeitslosenversiche -
rung kämpfen und zudem keine Antwort gegen die Altersarmut
liefern. Solche Parteien stehen für eine „Liberalisierung“ der
sozialen Systeme zu Lasten derjenigen, die sich eine Kranken-,
Arbeitslosen- oder Rentenversicherung ohne Arbeitgeberbeiträge
gar nicht leisten könnten. Wir brauchen demokratische Parteien
in den Parlamenten, die bereit sind, mit uns Gewerkschaften die
gesetzlichen Rahmenbedingungen zu verbessern und Fehler aus
den Hartz-Gesetzen zu korrigieren. W

Fragen: Uta von Schrenk

SCHWERPUNKT:  PREKÄRE  ARBE IT
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Prekäre Arbeit nimmt massiv zu. 
Ein Gespräch mit Ute Kittel, Bundesfachbereichsleiterin

„Besondere Dienstleistungen“



8

d
ie b

es
o

n
d

er
en

frage unter Callcenter-Beschäftigten vor einigen
Jahren sah es noch viel schlechter aus: 61,7 Pro -
zent meinten damals, dass sie ihren Job nicht bis
zur Rente ausüben können, also eindeutig nega-
tiver.

Generelle Sonntagsarbeit in
Callcentern nicht notwendig
Wir als ver.di begrüßen ausdrücklich die Ent schei -
dung des Bundesverwaltungsgerichtes in Leipzig,
vom 26.11.2014 (Az: 6CN13) zur Hessischen Be -
darfsgewer be ordnung, in der festgestellt wird,
dass sich „der Betrieb von Call Centern in dem
Um  fang, wie er von der Verordnung genehmigt
wurde, nicht feststellen lässt, um damit tägliche
oder an Sonn- und Feiertagen besonders hervor-
tretende Be dürf nisse der Bevölkerung zu befrie -
digen.“

Wir halten weiterhin eine generelle Aufhe -
bung des Ver bots von Sonn- und Feiertags arbeit
für diese Branche für über flüssig und halten die
jetzt existierenden Aus nahme regelungen für aus-
reichend. Das „angebliche“ Bedürfnis der Ver -
braucher wird bestritten, betroffen wären hier
viele Frauen, die oft jetzt schon eine Doppel- bzw.
Mehrbelastung haben und bereits jetzt gibt es in
Callcentern tausende freie Stellen, die nicht be -
setzt werden können. 

Bei einer Podiumsdiskussion zu diesem Thema
auf der Messe wurden die unterschiedlichen Auf -
fassungen von Kirche und ver.di auf der einen
Seite und Vertretern von Interessenverbänden und
aus Callcentern erneut deutlich.

Allianz für den freien Sonntag
Unterstützung erhalten die Beschäftigten in Call -
centern durch die Allianz für den freien Sonn tag,
sie wird getragen von zahlreichen Kirchen ver bän -
den und ver.di-Gremien. Allianzen gibt es in fast
allen Bundesländern und in über 90 Städ ten und
Gemeinden – gemeinsame Aktionen vor Ort bie-
ten sich deshalb an. Sie ist inzwischen euro päisch
vernetzt und ist Mitglied der „Euro pean Sunday
Alliance“. W

VON ULRICH BEIDERWIEDEN

Vom 23. bis 25. Februar fand die Call Center
World (CCW) in Berlin statt, die Leitmesse der

Callcenter-Branche. Auch in diesem Jahr war ver.di
wieder mit einem Messestand vertreten, the ma -
tisch haben wir das Thema Gute Arbeit in den
Mitteilpunkt ge stellt, zahlreiche Mitglieder des
Branchenvorstandes haben uns bei der personel-
len Besetzung des Messestandes unterstützt.

Stress und Arbeitsbe(über)lastung
Seit Jahren wird darauf hingewiesen, dass gerade
Beschäftigte in Callcentern besonderen Belastun -
gen ausgesetzt sind. Der Krankenstand ist über-
durchschnittlich hoch, die Stressbelastung laut
De   pressionsatlas der Techniker Krankenkasse
2015 mit am höchsten. Die aktuellen Ergebnisse
im DGB-Index Gute Arbeit belegen es erneut: 80
Prozent erleben Arbeitshetze durch Multitasking,
65 Prozent durch zu viele Vorgänge und Projekte,
63 Prozent begründen dies mit zu knapper Per -
sonalbemessung, 61 Prozent durch ungeplante
Zusatzaufgaben. Im Gesamtergebnis des Index
schneidet die Arbeitsintensität am schlechtesten
ab, gefolgt von der Bewertung zum Einkommen.

Arbeiten bis zur Rente möglich?
Nach Einschätzung vieler Beschäftigter ist dies
eher unwahrscheinlich. Bei der Auswertung im
Index Gute Arbeit (2014) gab es folgende Rück -
meldungen: 43 Prozent sagten Nein, wohl eher
nicht, 46 Prozent sagten Ja, wahrscheinlich, 11
Pro zent antworteten „Weiß nicht“. Bei einer Um -

Gute Arbeit im
Callcenter durchsetzen
ver.di auf der Messe Call Center World

Weitere Informationen unter:
www.allianz-fuer-den-

freien-sonntag.de

Näheres zum Auftritt von ver.di
auf der Messe Call Center

World unter: 
 https://besondere-
dienste.verdi.de/

branchen/callcenter

CALLCENTER
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hinaus geht es der Tarifkommission erstmals auch
um eine tarifliche Sonderleistung für ver.di-Mit -
glieder.

Die diesjährigen Tarifverhandlungen stehen
unter dem Motto:

„Würde hat ihren Wert,
ARBEIT hat ihren PREIS!“

Nach der Übermittlung der Forderungen an die
Arbeitgeberseite und der Publikation in den sie-
ben Standorten hat zwischenzeitlich ein erstes
Spitzengespräch stattgefunden. Weitere Termine
wurden vereinbart. W

Ulrich Beiderwieden

Aktuelle Informationen zur Tarifrunde walter ser-
vices unter: https://besondere-dienste.verdi.
de/branchen/callcenter

Nach Auswertung der bei den Beschäftigten
von walter services durchgeführten Tarif -

umfrage (siehe Die Besonderen 3/2015) hat die
Tarifkommission zwischenzeitlich die Forderun -
gen zur anstehenden Tarifrunde beschlossen:

Im Entgelttarifvertrag (ETV) soll eine Erhöhung
der Stundenentgelte um 60 Cent die Stunde ab
1. April 2016 vereinbart werden. Des Weiteren
sollen Regelungen im Rahmentarifvertrag verhan-
delt werden, wie die Konkretisierung der Rege -
lungen im Jahresarbeitszeitkonto, hier insbeson-
dere der Umgang mit aufgelaufenen Plus- bzw.
Minusstunden sowie die Vereinbarung einer In -
sol venzsicherung.

Zudem fordert die ver.di-Tarifkommission zu -
sätzliche freie Tage an Heiligabend und Silvester
sowie einen zusätzlichen Urlaubstag bereits ab
einer 10-jährigen Betriebszugehörigkeit. Darüber

G E M A

W   Seminar für Betriebs -
räte im Juni 2016

Für die Zeit vom 13. bis 17.
Juni sind die Betriebsräte der
GEMA wieder zu einem Wochen -
seminar eingeladen, dieses Mal
in die ver.di-Bildungsstätte nach
Saalfeld in Thüringen. Drei wich -
tige Themen werden behandelt:
Möglichkeiten der Veröffent -
lichung und Darstellung der
Arbeit aus den Betriebsrats -
gremien über Publikationen und
im Rahmen von Betriebsver -
samm lungen, Aktuelles zu den
Regelungen im Haustarifvertrag
und der betrieblichen Umsetzung
in den Direktionen zzgl. der
Neuregelungen zum 1. Juli 2016
sowie Informationen zu den
Mög lichkeiten der Zusammen -
arbeit mit den Dienststellen der
Bundesagentur für Arbeit.

Weitere Details zu dem
Seminar unter: https://
besondere-dienste.verdi.de/
service/veranstaltungen 

W   Schließung des Stand -
ortes Dortmund

Vorstand und Aufsichtsrat der
GEMA haben beschlossen, den
Standort in Dortmund zum 31.
Dezember 2016 zu schließen.
Kritische Nachfragen durch die
Betriebsräte und von ver.di, auch
das Aufzeigen von Alternativen
wurden bisher nicht berücksich-
tigt. Unmittelbar nach dem
„besten Jahr in der Geschichte
der GEMA“, so der Vorstand noch
Anfang 2015, werden hier ohne
Not qualifizierte Arbeitsplätze
vernichtet. Knapp 80 Beschäftigte
sind betroffen, viele erfahrene
und langjährig beschäftigte
Kolleginnen und Kollegen, dazu
sind zwei Drittel der Belegschaft
Frauen. 

Aus Sicht von ver.di bedeutet
dies eine „hohe soziale Ver pflich -
tung“ der GEMA. Verhand lungen
über einen Interessenaus gleich
und Sozialplan sind aufgenom-
men.

Ulrich Beiderwieden

Forderungen für diesjährige Tarifrunde stehen

walter services

Nach einer erfolgreich abgeschlossenen Aus bil -
dung als Tou ris muskaufmann/-frau beträgt das
Einstiegs gehalt bei TUI knapp 2.000 Euro; bei
Berge & Meer sind es zwischen 1.600 und 1.800
Euro. Sach  bearbei ter/innen mit über zehn Jahren
Be triebszuge hörigkeit verdienen im Schnitt 2.200
Euro. Weihnachts- und Urlaubsgeld sind Fremd -
wörter. Die Urlaubsdauer liegt meist unter sechs
Wochen. Und anstatt einer 38,5-Stunden-Woche
wird im schönen Westerwald noch fleißig 40
Stun  den gearbeitet. Diese offensichtliche Un -
gerechtigkeit muss beendet werden, ein Tarifver -
trag muss her, fordert die ver.di-Tarifkommission
und erhält zunehmend Zuspruch von den Be -
schäftigten. W

Gerd Denzel

Während es bei TUI Deutschland einen mit
ver.di abgeschlossenen Haustarifvertrag

gibt, weigert sich die Geschäftsführung der Berge
& Meer GmbH, eine hundertprozentige TUI
Tochter, mit ver.di in Tarifverhandlungen einzutre-
ten.

Die Beschäftigten von Berge & Meer in Rengs -
dorf erhalten bis zu 40 Prozent weniger Gehalt
als ihre vergleichbaren Kolleg/innen bei der TUI.
Und dies obwohl das Unternehmen hoch profita-
bel ist und der Umsatz im Jahre 2015 um über 10
Prozent gesteigert werden konnte. „An scheinend
lautet das Motto der Geschäfts führung: Wenig
Geld für gute Arbeit“, konstatierte der zuständi-
ge Gewerkschafts sekretär Jürgen Rinke-Oster auf
der letzten Betriebsversammlung.

Viele der derzeit rund 300 Beschäftigten
haben über Jahre hinweg keine Gehaltserhöhung
erhalten. Ein nachvollziehbares Gehaltsgefüge
gibt es nicht; bezahlt wird „frei nach Schnauze“.

Bei der TUI-Tochter Berge & Meer herrschen wesentlich

schlechtere Arbeitsbedingungen als beim Mutterkonzern 

Rabenmutter TUI

CALLCENTER / TOUR IST IK
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Salon-Schließung in Leipzig abgewendet 

Die Belegschaft der Friseur Astoria GmbH Leipzig konnte ge -
meinsam mit ver.di erfolgreich die drohende Schließung ihres

Salons mit 25 Mitarbeiterinnen verhindern. Im August 2015 hatte
die Geschäftsführung dem Betriebs rat mitgeteilt, dass der
Gesellschafter, die Friseur Klink GmbH Kiel, beschlossen habe, den
Salon in Leipzig „aus wirtschaftlichen Gründen“ zu schließen. Ein
Hinweis auf Interessen ausgleich und Sozialplan fehlte. Der Salon
sollte zum 7. Januar 2016 geschlossen werden.

Die Belegschaft war fest entschlossen, notfalls mit einer Beset -
zung des Betriebs die Schließung zu verhindern – das war aller-
dings nicht mehr nötig. Denn der Be triebsrat setzte sich daraufhin
mit ver.di in Ver bin dung, holte sich Rechtsbeistand und entwickel-
te gemeinsam mit der Gewerkschaft einen Sozialplan. Nach dem
die Geschäfts füh rung den Sozialplan ablehnte, stellte der Rechts -
beistand einen Antrag wegen Insolvenzverschleppung beim Ver -
waltungsgericht – der Salon hatte keine Außenstände, schrieb

schwarze Zahlen trotz hoher Fixkosten und hatte Kunden bestel -
lungen bis Jahresende und darüber hinaus. Der Gang zum Ver wal -
tungsgericht brachte die Wende: Mitte Dezember reagierte die
Geschäftsleitung. Sie teilte mit, dass das Unternehmen fortgeführt
werden soll. Alle Mit arbei terinnen werden weiterbeschäftigt. In -
zwi schen wurde in einer Betriebsvereinbarung das positive Ergeb -
nis, nämlich die Weiterführung des Unterneh mens, festgeschrie-
ben. „Dieser Erfolg war nur möglich, weil alle Mitarbeite rin nen zu -
sam mengehalten haben, nicht gekündigt und sich nicht eine neue
Arbeit gesucht haben, genauso intensiv weitergearbeitet haben
wie vorher, trotz der Unsicherheit“, sagt Regina Richter, langjähri-
ge Be triebs ratsvorsitzende und Mit glied des Bundes fach bereichs -
vorstands bei ver.di. Der zuständige Gewerkschafts sekretär Dieter
Seyfarth ergänzt: „Es war ziemlich nervenaufreibend – aber der
Kampf hat sich gelohnt.“ Auch für ver.di – fast 90 Prozent der Mit -
arbei ter/in nen sind jetzt in der Gewerkschaft organisiert. W

lierung das Ab kommen einer erneuten Prüfung unterzogen wer-
den müsse: Da nur zugelassene Stoffe verwendet werden dürften,
könnten diese nicht gefährlich sein. Die Reaktion der Arbeit geber-
und Gewerkschaftsvertreter/innen auf dieses erneute Ver zöge -
rungs  manöver schwankt zwischen Protest und Abscheu.

Die Kommission hatte die Vereinbarung be reits mehrmals offen
verspottet. Sie erklärte: „Die EU sollte nicht so viel Aufhebens um
Kleinigkeiten machen“ – und geht so weit, die Vereinbarung in
einer kürzlich erschienenen Veröffentlichung ins Lächerliche zu zie-
hen, was nach einem Schreiben der UNI-Europa an die Kommission
teils entfernt wurde. „UNI-Europa und ihre Verbündeten werden
nicht weiter tatenlos zusehen, während die Gesundheit und Sicher -
heit von Tausenden, meist junger und weiblicher Arbeit nehmer, als
Geisel genommen wird. 

Die Gesundheit und Sicherheit von Friseuren ist keine
„Kleinig keit“ – sie sind einem sehr hohen Risiko ausgesetzt,

Hautkrank heiten, Erkrankungen des Bewe gungs appa -
rates und berufsbedingtes Asthma zu bekommen“,
erklärte Oliver Roethig, Regional sekretär von UNI
Europa. Diese Probleme, kombiniert mit Krank heits -
zeiten und einem verfrühten Ausstieg aus dem
Sektor, kosten die Europäer aufgrund des erhöh-

ten Bedarfs an sozi aler Absiche rung, Ge sundheits leis -
tungen und letztlich einer Umschu lung von Friseur/innen in

andere Berufe zudem Millionen von Euro. W

VON WALTER LOCHMANN

UNI Europa, die Gewerk schaft der europäischen Dienstleister,
hat unter dem Motto „Eine bessere Regulie rung ist es wirklich

nicht“ eine Kampagne gestartet. Die Kam pagne, die unter ande-
rem von ver.di unterstützt wird, soll zeigen, wie die Europäische
Union wichtige soziale Gesetz gebung blockiert – etwa die Verein -
ba rung zur Gesundheit und Sicherheit der Fri seur/innen. An Halte -
stellen der öffentlichen Ver kehrsmittel in ganz Brüssel wurden ent-
sprechende Plakate an ge bracht und über die Kampag nen-Website
www.notbetter.eu kann die Petition für einen besseren Gesund -
heits- und Arbeits schutz für Friseur/innen unterzeichnet werden.
„Diese Missachtung der Sozialpartner und vor allem der Be -
schäftigten im Friseurhand werk ist ein Affront gegen Ge sundheits-
und Arbeitsschutz in der EU und stößt auf unseren erbitterten
Protest”, sagt Gerd Denzel, zuständiger Fachgruppenleiter bei
ver.di.

Seit vier Jahren verzögert die Kommission die Annahme einer
Vereinbarung zum sozialen Dia log, die den Schutz der
Gesundheit und Sicher heit von Hunderttausenden von
Friseur/in nen betrifft. Als besonders dreist bezeichnet
ver.di eine Äußerung der Kom mission zur so
genannten „Substitutsregelung“. Arbeitgeber
und Gewerk schaften hatten vereinbart, gefähr-
liche Stoffe zu ersetzen. Ein Vertreter der Kom -
mission erklärte nun, dass wegen dieser Formu -

So wirklich nicht
Die UNI Europa und ver.di starten eine Kampagne gegen die unsoziale

Politik der EU-Kommission, die eine Vereinbarung zum Gesundheits- und

Arbeitsschutz für Friseur/innen blockiert

FR ISEURHANDWERK
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arbeiter/innen mit Ab schluss eingestellt werden,
die der psychisch und physisch belastenden Arbeit
gewachsen sind, lässt man der Branche durchge-
hen, dass sie mit gering oder gar nicht qualifizier-
tem Personal die „Billig nummer“ fährt.

Die Bundes- und Landespolitiker schauen nur
untätig zu, auch Tarifbindung ist keine Bedingung
für diesen öffentlichen Auftrag. Der Verband
BDSW hat zwar ein 9-Punkte Programm für neue
Sicherheits stan dards für Asylbewerberunterkünfte
entwickelt, aber der Leiter des Hauptstadtbüros
findet an scheinend nicht die entsprechenden An -
sprech part  ner für die Umsetzung eines solchen
Pro gramms. Hier sei auf das Modell Österreich ver-
wiesen: Dort müssen die Arbeitgeber Mitglied im
Arbeit geberverband sein, sonst erhalten sie keine
Zulassung.

Die 6.500 Beamtinnen und Beamten des Zolls,
die zur Kontrolle von Schwarzarbeit eingesetzt
werden sollen (hierzu zählt auch die Überprüfung
der Einhaltung des gesetzlichen Mindestlohnes),
sind viele zur Grenzsicherung u.ä. abgestellt.
1.600 Beschäftigte sollen bis 2019 zusätzlich aus-
gebildet werden. Bis 2019! Was aber ist jetzt? Die
Gewerbeaufsicht hat eine Kontroll pflicht, nimmt
diese aber nur sehr unzureichend war. Wach per -
sonen, die eine Tätigkeit nach §34a der Ge werbe -
ordnung ausüben, haben sichtbar ein Schild mit
ihrem Namen oder eine Kenn num mer sowie den
Namen des Gewerbe trei ben den zu tragen – im
Wach- und Sicherheits ge werbe heißen die meis-
ten Mitarbeiter lediglich Security.

Um diese Missstände zu beenden, ist die Poli -
tik im Bund und in den Ländern gefragt. Sie müs-
sen endlich aus ihrem Dornröschenschlaf auf -
wachen, um ihren Aufgaben nachzukommen! W

Fortsetzung und weitere Berichte in den nächsten
Ausgaben

VON HANS-PETER KILIAN

Nach einer Sitzung in Frankfurt am Main sah
ich im Hof Mitarbeiter einer großen Sicher -

heits firma in ihrer Dienstkleidung. Neugierig ge -
worden ging ich hinunter und fragte einen der
Männer, in welchem Objekt sie arbeiten. Er ant-
wortete: „In Hessen, in einem Asylbewerber -
heim.“ Ich fragte ihn nach seinen Arbeitsbe din -
gun gen. 12 Stundenschichten oder mehr, sehr oft
nachts, teils ohne Pause an sechs oder sieben
Tage die Woche, war die Antwort.

Laut Mantelrahmentarifvertrag für Sicher heits -
dienstleistungen in der Bundesrepublik Deutsch -
land zwischen ver.di und dem BDSW kann die
monatliche Regelarbeitszeit ab dem 1.1.2016 bis
zu 228 Stunden ausgedehnt werden. Befragt
nach dem Lohn, gab der Mann 8,80 Euro je
Stunde an, also knapp über dem gesetzlichen
Mindestlohn. Der Tariflohn in Hessen liegt aller-
dings bei 10,50 Euro. Ich erfuhr von ihm, dass er
selbstständiger Subunternehmer sei, und wun-
derte mich über den Dienstausweis der Firma.
Meine Frage nach einer Ausbildung wurde ver-
neint. Er sagte: „Ich arbeite sonst vor einer
Disko.“

Folgt man derzeit aktuellen Radio- und Fern -
sehberichten, so wurden in den vergangenen
zehn Jahren bei der Polizei über 15.000 Stellen
eingespart – so viel wie es Polizisten in Berlin-
Brandenburg gibt. Und jetzt brauchen wir zusätz-
lich Sicherheitskräfte zum Schutz von Asyl suchen -
den. Die Sicherheitsbranche freut es, es gibt wie-
der leicht zu verdienendes Geld und jede Menge
Aufträge. 

Die Kehrseite sind eine große Menge schlecht
ausgebildeter und bezahlter Wachleute, die viele
Stunden leisten müssen. So entstehen derzeit
jede Menge dubiose Bewachungsfirmen mit Tau -
senden von Wachleuten. Hier beginnt bei den
Verantwortlichen in Po litik und vergebenden Be -
hörden das ganz große Wegschauen. Anstatt
darauf zu bestehen, dass gut ausgebildete Fach -

M E L D U N G E N

W   SICHERHEIT
Branchenvorstand
 gegründet

Die Bundesfachgruppe Immo -
bilien Sicherheit Facility (ISF) 
hat auf ihrer Klausur vom 1. bis 
3. März einen Branchen vorstand
Sicherheit gegründet. Dieser be -
steht aus acht Personen, je zwei
aus der allgemeinen Sicher heit,
aus Aviation, Geld und Wert
sowie Bundeswehrbewa chung.

W   FACILITY
Gewerkschaftsüber -
greifende Konferenz

„Der Billigste gewinnt – die
Beschäftigten verlieren“ – unter
diesem Motto fand vom 23. bis
24. Februar die Betriebsräte kon -
ferenz im Facility manage ment
statt. 120 Betriebs rät/innen fan-
den sich bei der gemeinsam von
ver.di, IG Metall, IG BAU, NGG
und dem DGB-Bildungswerk
NRW veranstalteten Konferenz
zusammen, um gemeinsam über
die Arbeitsbedingungen in der
Branche zu diskutieren. Schwer -
punkt war die Auswertung der
Beschäftigtenbefragung unter
2.700 Beschäftigten aus mehr als
300 Betrieben.

Die Hauptergebnisse: Nur
rund 24 Prozent der Beschäftig -
ten fühlen sich angemessen be -
zahlt. Zwei Drittel sind gehetzt
und unter Zeitdruck. 94 Prozent
machen Überstunden. Dazu
 kommen Arbeit am Wochenende,
der Druck, dauernd erreichbar 
zu sein, und ungesunde Arbeits -
bedin  gungen. Dies alles drücken
die Motivation: 83 Prozent
machen ihre Arbeit gerne – doch
67 Pro zent überlegen, ihren
Arbeitgeber zu wechseln.

Grund genug für die Betriebs -
rät/innen, gemeinsam für bessere
Arbeitsbedingungen zu kämpfen.
An die vier Gewerkschaften for-
mulierten sie den Anspruch, bes-
ser zusammen zu arbeiten und
gemeinsam Strategien zu ent -
wickeln, einen Tarifvertrag für die
kom plette Branche durchzusetzen.

Im nächsten Jahr soll die
Konferenz vom 21. bis 22. März
2017 in Berlin stattfinden.

Immer wieder werden Skandale um

Bewacher in Asylbewerberheimen

publik. Die Ausbildungs- und Arbeits -

bedingungen in der Branche müssen

dringend reguliert werden

Wildwuchs

SICHERHE IT
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Arm gegen arm

T O U R I S T I K

W   GBT III
Haustarifvertrag jetzt!

Wenn nicht jetzt, wann dann?
Das fragen sich aktuell die Kol -
leg/innen bei GBT in Köln. Sie for-
dern nunmehr seit Anfang 2015
einen Haustarifvertrag. Doch die
Geschäftsleitung stellt sich stur –
die Aufforderung von ver.di,
Verhandlungen über einen Haus -
tarifvertrag aufzunehmen, wird
bis heute kategorisch abgelehnt.
Stattdessen beginnt die Ge -
schäfts leitung mit den Betriebs -
rät/innen einzelner Standorte
über so genannte „kollektive
Systeme“ zu verhandeln. 

Die Kolleg/innen in Köln neh-
men das nicht hin und setzen
sich für einen Haustarifvertrag
ein. Bei einer Aktion im Januar
2016 verteilten sie Kaffee und
Flugblätter mit aktuellen Informa -
tionen an die Mitarbeiter/innen.
Im Februar fand eine offene
Mitglieder ver samm lung statt, bei
der die Kolleg/innen eine weitere
Aktion beschlossen. Im Rahmen
des Internationalen Frauentages
wurden am 8. März Rosen an die
Kolleginnen verteilt. Die Botschaft
all dessen lautet: Wir lassen uns
nicht unterkriegen und kämpfen
solidarisch für gesicherte und
gerechte Arbeitsbedingungen.
Das Ziel ist klar: Haustarifvertrag
jetzt!

Kontrolle des Mindestlohns aus: Von 6.500 Zöll -
nern sind nur sehr wenige in der Kontrolle unter-
wegs.

Dr. Thorsten Schulten vom WSI der Hans-
Böck ler-Stiftung fordert den europäischen Min -
dest lohn – die Mehrzahl der Mindestlöhne in
Europa seien mit 50 Prozent des jeweiligen
Durch  schnittslohns Armutslöhne. Er verwies auf
die Europäische Sozialcharta von 1971, die das
Recht auf angemessenen Lohn fordert. 

Andreas Rieger von der Unia referierte zum
Mindestlohn in der Schweiz. Dort gibt es keinen
Lohn unter 22 Franken. Der Mindestlohn deckt
mittlerweile 50 Prozent der Löhne für Fri seur/in -
nen und in der Sicherheit ab. Die Schweiz hat da -
bei 9 Prozent Tieflöhne, Deutschland dagegen 25
Prozent. 

Andrea Kosic von ver.di betonte, es sei Zeit für
10 Euro. Stefan Körzell vom DGB-Bundes vor -
stand, Mitglied der Mindestlohn-Kommission,
denkt an mindestens 9 Euro. „Die Frage ist, was
macht die Bundesregierung?“ Körzell hat im Mo -
ment vor allem die Ausnahmen im Visier. Im März
erscheine der Jahresbericht 2015 des Zolls, der
müsse Kontrollen verstärken. Auch er warnt vor
einer Spaltung des Mindestlohns.  W

Hans-Peter Kilian
Mehr Informationen unter: www.wsi.de und
http://www.arbeiter.verdi.de

Ein Jahr nach Einführung des gesetzlichen Min -
destlohns haben die Gewerkschaften ver.di

und NGG Ende Januar Bilanz gezogen. Und diese
Bilanz sieht nicht so schlecht aus. Jörg Wiede muth
von ver.di stellte fest: Es gibt keinen nennenswer-
ten Beschäfti gungs ein bruch, auch nicht in Ost -
deutschland. Und der Mindestlohn hat sich sogar
als „Stim mungsgeber für die Tarifpolitik“ erwiesen.

Bundesarbeitsministerin Andrea Nahles (SPD)
sieht im Mindestlohn gar einen „Grund zur Freu -
de“. Durch ihn gebe es 57.000 Aufstocker weni-
ger. Die Ministerin bezeichnete den Mindestlohn
als „die untere Haltelinie“ und betonte, er dürfe
nicht vom Pass abhängen.

Die Vorsitzenden Michaela Rosenberger (NGG)
und Frank Bsirske (ver.di) betonten den langjähri-
gen Kampf für den Mindestlohn. Nun gelte es,
weiter daran zu arbeiten. Ausnahmen müssten
weg, mehr Kontrolleure her und ein Ver bands -
klagerecht.

Ute Kittel, Leiterin unseres Fachbereiches, re -
fe rierte über betroffene Branchen. Das Mindest -
lohn moni toring 2016 zeige, dass der Fachbereich
10,3 Prozent aller Tarifverträge in ver.di zu bear-
beiten habe. 2012 lagen 14,87 Prozent der Tarif -
verträge unter 8,50 Euro, 2016 nur noch 0,73
Prozent. Die Fach gruppe Immobilien, Sicherheit
und Facility hat keinen Lohn mehr unter 8,50
Euro. Schlechter sieht es bei der Umsetzung und

Ein Jahr Mindestlohn 

Arm
Wirtschaftsvertreter und Politiker fordern die Ausnahme vom Mindest lohn 
für Flücht linge. Eine Spiel mit dem Feuer
Am Ende konnte sich die Politik nicht mehr verweigern: Wir Gewerkschaf ten, allen voran ver.di und
die NGG, haben den gesetzlichen Mindestlohn vor einem Jahr erzwungen.

Abgesehen von ein paar Ausnahmen: Für die notleidenden Zeitungsverleger, die möglicherweise
in den Ruin getrieben worden wären, müssten sie ihren Zustellern 8,50 Euro die Stunde zahlen.
Oder für diejenigen, die längere Zeit arbeitslos waren und wieder ins Berufsleben zurückkehren.
Und für die jungen Menschen oder die Praktikanten. Doch im Großen und Ganzen gefährden diese
Ausnahmen nicht den positiven wirtschaftlichen und finanzpolitischen Effekt des Mindestlohns.

Nun wollen Wirtschaftsvertreter für die Beschäftigung von Flüchtlingen das Mindestlohngesetz
aussetzen. Ein Spiel mit dem Feuer: Der einheimische Arbeitnehmer, der eben gerade noch mit dem
Mindestlohn bezahlt wurde, läuft Gefahr, dass sein Arbeitsplatz mit einem Flüchtling besetzt wird.

Trägt eine solche Forderung zum sozialen Frieden bei? Können so Vorurteile abgebaut werden?
Ist das die deutsche Willkommenskultur: Flüchtlinge als Billigheimer zu missbrauchen? Ist das die
Integration, die von den Wirtschaftsvertretern immer wieder gefordert wird? Und wieso stimmen
sogar namhafte Bundespolitiker in dieses Konzert mit ein?

Wieder sind wir Gewerkschaften gefragt. Wir müssen zeigen, welche Konsequenzen ein solches
Tun hätte: Etwa die weiter gehende Spaltung der Gesellschaft. Solche Ideen treiben die Menschen
in die Arme von Demagogen und Faschisten. Und die sind heute schon viel zu stark. Unsere klare
Ansage lautet daher: Keine weiteren Ausnahmen beim Mindestlohn! W                     Bernd Lohrum
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ter/in nen regeln kann. Vor allem, dass dienstfrei
auch dienstfrei bleibt! So müssen die Samstags -
schichten mit gewisser Vorplanung geregelt wer-
den, damit je der und jede die Termine danach ver-
bindlich re geln kann. Für einen zweiwöchigen
Zeitraum sind Jedem und Jeder die Arbeitszeiten
bekannt und keine Abweichung möglich. Für uns
Betriebs räte war es enorm wichtig, die Freizeit der
Kol leg/innen zu erhalten.

Daraus resultierend haben wir einen Jahres -
samstags plan erarbeitet, aus dem jedem Mit -
arbei ter/in die feste Samstagsschicht für das
ganze Jahr bekannt ist. Die Samstagsdienste wur -
de in Blöcken auf alle Mitarbeiter/innen verteilt.
Dadurch ergab sich, dass die Samstagsschichten
auf einmal im Monat gesenkt wurden, anstatt 
bis zu dreimal im Monat begrenzter/reduzierter
Schich  ten.

Anschließend haben wir die verbindlichen
dienstfreien Tage geregelt und zwar auf einen
Zeit raum von drei Monaten im Voraus.

Sollte ein/e Mitarbeiter/in ihren dienstfreien
Tag nicht benötigen und das Unternehmen würde
sie oder ihn an diesem Tag beschäftigen, dann
gibt es einen Bonus für zwei Stunden zusätzliche
Vergütung. Die Mitbestimmung des Betriebsrats
nach §87 Abs. 1, Satz 1 des Betriebsverfas sungs -
ge setzes wurde dadurch enger gebunden und mit
Fristen hinterlegt. Die Schichten werden mit einem
Vorlauf von zwei Wochen verbindlich mitgeteilt
und das Privatleben kann gestaltet werden.

Nach einer sechsmonatigen erfolgreichen Test   -
 phase haben wir nun eine gültige Be triebs ver -
einbarung und zufriedene Kolleg/innen, die das
neue System sehr schätzen.

Selbst der Arbeitgeber sieht Vorteile durch die
Vorplanung, er kann auf die Vorplanung verwei-
sen und braucht nicht auf Zuruf zu agieren. Und:
Unser Projekt ist beim Deutschen Betriebsräte-
Preis 2015 ausgezeichnet worden. W

Manfred Welsch und Igor Michajlovski
Betriebsrat Prosegur Düsseldorf

Der siebenköpfige Betriebsrat der Firma Pro -
segur Düsseldorf GmbH hatte sich mit der

unmöglichen Freizeitplanung der Werttransport -
branche beschäftigt, nachdem sich immer wieder
Mitarbeiter/innen beschwert hatten, weil sie ihre
Frei zeit nie im Voraus planen konnten – der Ar -
beit geber konnte sich im Zweifel immer auf §106
der Gewerbeordnung berufen. Er sieht das Wei -
sungsrecht des Arbeitgebers vor. Das heißt, er
kann Inhalt, Ort und Zeit der Arbeitsleistung nach
billigem Interesse näher bestimmen. Eine Frei zeit -
planung mit Familie oder Freunden war so kaum
möglich, da man sich nie sicher war, ob man auf
dem Samstagsplan eingeteilt wird.

In der Düsseldorfer Niederlassung von Pro -
segur sind über 200 Mitarbeiter/innen beschäf-
tigt. Die Firma ist in Deutschland der größte An -
bieter, hat bundesweit über 4.000 Beschäftigte
und weltweit rund 150.000 Beschäftigte.

Nach damals schon fast täglichen Beschwer -
den von Mitarbeiter/innen haben wir, der Be -
triebs  rat, beschlossen, diesen Umstand langfristig
abstellen zu wollen. Es fing damit an, dass man
unseren Mitarbeiter/innen zugesagt hatte, an ei -
nem bestimmten Tag dienstfrei zu bekommen,
um seine privaten Angelegenheiten zu regeln.
Je doch kam es immer häufiger vor, dass man am
Tag vor dem dienstfrei den Kollegen wieder auf
Dienst einteilte. Dies war leider keine Ausnahme.
Man versuchte seitens der Belegschaft private Ter -
mine auf den späten Nachmittagsbereich zu ver-
legen, aber auch dies war kein Garant dafür, dass
man seinen Termin wahrnehmen konnte.

Dazu kamen noch die Samstagsschichten. Es
war fast unmöglich, ein Privatleben im Voraus zu
planen, da sich der Arbeitgeber immer wieder auf
§ 106 der Gewerbeordnung berief.  Eine Freizeit -
planung mit der Familie war durch diesen Um -
stand ebenfalls nicht möglich, da man sich nie
sicher war, ob man doch auf dem Samstagsplan
eingeteilt wurde oder frei hatte.

Aus verschiedensten Ideen, auch der Mit arbei -
ter/in nen, haben wir ein Konzept entwickelt, das
aus unserer Sicht die Bedürfnisse der Mitarbei -

Geregelte Arbeits-
und Freizeit 
Die Sicherheitsfirma Prosegur ist 2015 mit einem Zeitkonzept beim

Deutschen Betriebsräte-Preis ausgezeichnet worden

Projekt und
Betriebsvereinbarung unter:
www.deutscherbetriebs

raete-preis.de

DAS  GUTE  BE ISP IEL
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W   WACH- UND
SICHER HEIT BAYERN
Gute Lohnerhöhung 

In der zweiten Tarifverhand -
lung für das bayerische Wach-
und Sicherheitsgewerbe konnte
am 9. März mit dem Arbeitgeber -
verband BDSW und dem Fach -
verband Aviation ein gemein -
samer Tarifvertrag abgeschlossen
werden. Die Beschäftigten erhal-
ten abhängig von ihren Lohn -
gruppen zwischen 2,9 und 5,2
Prozent mehr Lohn, Sicherheits -
kräfte in Flüchtlingseinrichtungen
sogar 15 Prozent mehr. Auch die
Ausbildungsvergütungen werden
deutlich erhöht. „Damit konnten
wir gute Lohnerhöhungen durch-
setzen“, erklärte ver.di-Verhand -
lungsführer Kai Winkler, „und
darüber hinaus wird die Allge -
mein verbindlichkeit des Tarif -
vertrags von beiden Seiten ange-
strebt und beantragt.“

In den Verhandlungen wur-
den folgende Ergebnisse erzielt:
•    Die Beschäftigten der Lohn -
gruppe 8 Ortsklasse S (Flughafen
München) erhalten 5,2 Prozent
mehr Lohn, die PWK-Zulage wird
um 10 Cent pro Stunde erhöht.
•    Die Lohngruppen 9 und 12
(Werkfeuerwehren) bekommen
3,8 Prozent mehr Lohn.
•    Alle anderen Lohn- und Ge -
halts gruppen erhalten 2,9 Pro -
zent mehr Geld. Für die Beschäf -
tigten in den Kraftwerken
Grafenrheinfeld und Isar beträgt
die Lohnerhöhung 2,0 Prozent.
•    Für die Sicherheitskräfte in
Flüchtlingseinrichtungen gibt es
1,50 Euro mehr. Das entspricht
einer Erhöhung von 15 Prozent.
•    Auszubildende im 1. Ausbil -
dungsjahr bekommen zukünftig
700 Euro, im 2. Ausbildungsjahr
750 Euro und im 3. Ausbildungs -
jahr 800 Euro.

Die Laufzeit gilt vom 1. Janu -
ar bis 31. Dezember 2016 und
die Lohn- und Gehalts erhöhun -
gen gibt es ab dem 1. April 2016.
Das Verhand lungs ergeb nis wird
am 14. März in der ver.di-Tarif -
kom mission beraten und steht
bis dahin unter Vorbehalt. W

die besonderen

TÜV SÜD AG

Erfolgsstory auf Kosten 
der Beschäftigten

„150Jahre Vertrauen schaffen“, ist der
Buchtitel zum 150-jährigen Be ste -

hen des TÜV SÜD. Eine Festschrift, die viel über
die technische Ent wick lung berichtet und wenig
über die Mitarbeiter/in nen. Dass der Mensch
nicht mehr im Mittelpunkt steht, ist auch bei den
Tarifverhandlungen zu spüren. Trotz Rekord ge -
winn in 2014 in Höhe von 146,5 Millionen Euro
(Rendite = 8,4 Prozent) versucht die Ar beit geber -
seite, für große Teile der Belegschaft minimalste
Gehaltserhöhungen durch zudrücken.

Für etwa die Hälfte der Be schäftigten (TÜV
SÜD Auto Service GmbH und Life Service GmbH)
wollen die Arbeitgeber eine geringere Gehalts -
erhöhung als für alle anderen Tarifbeschäftigten.
Aber nicht nur das, zukünftig soll es unterschied-
liche Gehalts tabellen bei den tarifgebundenen
TÜV SÜD Gesellschaften geben – je nach wirt-
schaftlicher Situation. Dabei ist die wirtschaftliche
Situation bei der Auto Service mit rund 4 Prozent
Rendite in 2015 gar nicht so schlecht. Lediglich
die Kon zern vorgabe von 7 bis 9 Prozent wird
nicht er reicht. Grund genug für den Arbeitgeber
an zukünftigen Gehaltserhö hungen zu sparen.
Dass die Beschäftigten das nicht mittragen, zeigte
die Demonstration von über 200 Beschäftigten
vor der vierten Verhandlungsrunde in München.
Mehr als 400 Beschäftigte an über 70 Standorten
in Bayern und Baden-Württemberg beteiligten
sich an einer Fotoaktion – EIN TÜV – EIN TARIF!
Auch die fünfte Verhandlungsrunde Ende Februar
blieb ergebnislos. Die Tarifkommission berät Mitte
März 2016 über weitere Schritte, auch Streiks
sind denkbar. Zum 150-jährigen Bestehen ein
Novum! Für die Tarifkommission ist eines klar:
Unter schiedliche Bezahlung innerhalb des TÜV
SÜD ist mit uns nicht zu machen. Wir werden
weiter gemeinsam für eine gute Gehaltsent -
wicklung kämpfen! W

Kai Winkler/Eva Schmidt

FRISEURHANDWERK

Azubis wird’s 
zu bunt

Unter dem Motto „Friseur Azubis wird’s zu
bunt“ veranstalteten die Berliner Azubis

einen Flashmob auf einem der am dichtesten
befahrenen Plätze in Berlin. Sie wollten hiermit,
vor dem Hintergrund der laufenden Tarifver -
handlungen auf die miserablen Ausbildungs ver -
gütungen und Arbeitsbedingungen im Friseur -
handwerk aufmerksam machen.

Die bei ver.di organisierten Auszubildenden
hatten bereits im Dezember ihre Forderungen an
die Friseurinnung Berlin übermittelt. Kern forde -
rungen sind eine wertschätzende Anhebung der
Vergütung von derzeit 265 Euro im ersten Aus -
bildungsjahr auf die Höhe vergleichbarer Tarifver -
träge. Dieses entspricht 410 Euro im ersten Aus -
bildungsjahr, 540 Euro im zweiten und 660 Euro
im dritten Ausbildungsjahr. Des Weiteren liegen
eine geregelte Arbeits- und Pausenzeit sowie an -
gemessene Urlaubstage im Fokus der Aus zu bil -
den den.

Das Argument der Friseurinnung, die Aus -
zubildenden könnten das zum Leben notwendige
fehlende Geld über den Sozialstaat in Form der
Ausbildungsbeihilfe erhalten, wird durch ver.di
heftig kritisiert. Es kann nicht sein, dass eine ge -
samte Branche ihre Nachwuchsgewinnung zu
großen Teilen vom Steuerzahler finanzieren lässt. 

Insbesondere im Friseurhandwerk werden oft
Azu  bis bereits während ihrer Ausbildungszeit als
billige Arbeitskräfte ausgenutzt. W

Sabine Kestner-Furcht

NACHRICHTEN  
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Alff

O-TON

W   Wer den report „die besonde-
ren” liest, findet seit Jahren auf
der letzten Seite eine Karikatur
von Alff – auch in dieser Aus -
gabe. Wer steckt hinter den klei-
nen Spitzen gegen Neoliberalis -
mus, Arbeitgeberwillkür und
schlechte Bezahlung? Reinhard
Alff (64 Jahre) ist von Beruf
eigentlich gelernter Starkstrom -
elektriker. 

Als Karikaturist ist er jetzt
aber schon seit 27 Jahren selbst-
ständig unterwegs. Er zeichnet
Karikaturen für alle möglichen
Magazine und digitale Medien,
aber auch Cartoons und Comic
Strips (Bund Verlag). Hin und
 wieder zeichnet er sogar auf Ver -
anstaltungen Karikaturen auf
Zuruf. Sein großes Thema dabei
ist die Arbeitswelt. Dazu sagt er
selbst: „Ich komme aus der
Arbeitswelt. Hab lange im Groß -
betrieb gearbeitet.“ Das hat ihn
offensichtlich gründlich inspiriert.

Was Alff bei seiner Arbeit 
an treibt, ist Gerechtigkeit – 
„und zwar aus Sicht der Nicht -
millio näre“, wie er betont. „Um
Lebensbedingungen zu verbes-
sern, ist die Arbeitswelt der rich -
tige Ort, um damit zu beginnen.
Und die Gewerkschaft die richti-
ge Organisation.“ Seinen Humor
hat er dabei nicht verloren. 

Alff lebt mit Frau und Sohn in
Dortmund. W

Uta von Schrenk

merisch auf eigenen Beinen zu stehen und kün-
digte sein letztes Anstellungsverhältnis. Mit der
Abfindung, die er bekam, und einer Finanzie -
rung durch einen Bankkredit wollte er ein gro-
ßes touristisches Projekt an einem Flughafen
durchführen. In Folge einer Absage seines Kre -
dit institutes konnte er dieses Vorhaben nicht in
die Tat umsetzen, womit er faktisch arbeitslos
war.

Inzwischen zu alt für viele Personalchefs und
für viele Aufgaben „überqualifiziert“ fand er
keine passende Arbeit im Angestelltenverhältnis
mehr. Damit B. nicht untätig zu Hause saß,
 such te er sich einen Job und fand diesen als Zei -
tungszusteller. Dadurch ist er jede Nacht etwa
dreieinhalb Stunden unterwegs, um Print -
medien auszutragen und erhält dafür durch-
schnittlich 650 Euro, was auch seine feste
monat liche Grundlage ist. Nebenbei adminis -
triert er Webseiten für eine große Organisation
mit gesellschaftspolitischem Handlungsschwer -
punkt. Da dies über einen Werkvertrag läuft,
bangt er regelmäßig um diesen Auftrag, weil
nicht sicher ist, ob er diesen auch in der Zukunft
weiter erfüllen darf. Des Weiteren ist er auch
noch für das Deutsche Jugendherbergswerk
(DJH) in Rheinland-Pfalz und im Saarland als
freiberuflicher Wanderführer tätig. Auch diese
Arbeit macht er auf Rechnung und hat hierbei
keine festen Termine. Jeden Monat ist das unter-
schiedlich.

B. ist nur einer von vielen, die jeden Monat
wieder aufs Neue schauen müssen, wie sie ihre
Ausgaben decken und trotzdem ein gutes Le -
ben führen können. B. glaubt, dass sein be ruf -
licher Weg typisch für einen prekär Beschäf tig -
ten ist. W

Protokoll: Anton Müller

Solo-Selbstständige sind Unternehmer ohne
Angestellte und arbeiten auf eigene Rech -

nung – es gibt sie überall. Beim öffentlich-recht-
lichen Rundfunk oder bei vielen Zeitungen sind
es die „freien Mitarbeiter“ – aber nicht nur dort
arbeiten Menschen auf selbstständiger Basis für
Organisationen und Verbände. Diese sind in un -
serem Fachbereich organisiert und wie es für 
die Besonderen „üblich“ ist, prekär beschäftigt.
Einer davon ist B.

B. kommt aus Rheinland-Pfalz und hat eine
sehr engagierte Frau, welche er bereits in seiner
Zeit bei der Bundeswehr kennengelernt hat.
Nach seiner Zeit als Wehrpflichtiger, welche er
um zwei Jahre freiwillig, der Liebe wegen, ver-
längerte, wollte er zusammen mit seinem Vater
im Versicherungsumfeld in einer gemeinsamen
Agentur Fuß fassen. Leider hat dies nicht so
funktioniert, wie er es sich vorgestellt hatte und
er nahm dann die Möglichkeit wahr, seinem
Interesse an EDV-Technik auch beruflich nachzu-
gehen. So konnte er für mehrere Auftraggeber
benachteiligte Jugendliche im Umgang mit
Computern ausbilden. Durch diese Tätigkeit
konnte er bald auch erwachsenen Endan wen -
dern moderne Technik näher bringen – was den
Wechsel zu einem großen Handelsunternehmen
mit sich brachte, welches mittlerweile nicht
mehr existiert. In diesem Unternehmen arbeite-
te er sich hoch bis zum Leiter der IT-Abteilung.
Durch mehrere Übernahmen landete er endlich
in einer Tochtergesellschaft, welche für die Im -
mo bilien des Konzerns verantwortlich war. Aus
diesem Grund ist er auch der Fachgruppe Im -
mobilien, Sicherheit, Facility innerhalb des Fach -
bereiches Besondere Dienstleistungen zu ge ord -
net. 

Nach einer weiteren Umstrukturierung inner-
halb des Konzerns führte er ein weltweites
Organisations-Projekt und hatte in der Folge
dann mit Mobbing durch seinen Vorgesetzten
zu tun. Danach ergriff er die Chance, unterneh-

Sein eigener Herr
und trotzdem prekär
Ein Solo-Selbstständiger im Fachbereich

Besondere Dienstleistungen
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BIC   

 
IBAN 
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 Vollzeit 
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von
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Monatsbeitrag in Euro

Der Mitgliedsbeitrag beträgt nach § 14 der ver.di-Satzung pro Monat 1 % des regelmäßigen 
monat li chen Brutto  verdienstes, jedoch mind. 2,50 Euro. 
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Name Werber/in

Mitgliedsnummer
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Nur für Lohn- und Gehaltsabzug! 
Personalnummer
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Ich bevollmächtige die Gewerkschaft ver.di, meinen satzungsgemäßen Beitrag bis auf Wider-
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kläre mich gemäß § 4a Abs.1 und 3 BDSG einverstanden, dass meine  diesbezüglichen Daten, 
deren Änderungen und Ergänzungen, zur Erledigung aller meine Gewerkschaftsmitgliedschaft 
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gezogenen Lastschriften einzulösen. Hinweis: Ich  
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Coupon bitte abtrennen und im Briefumschlag schicken an: ver.di – Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft . Fachbereich 13 . Besondere Dienstleistungen . 10112 Berlin
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